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://: 1. Der vorgelegte Briefentwurf wird zur Ausfertigung und Wei-

terleitung an das Bundesamt für Justiz genehmigt.  

 

 

Begründung 

Der Bundesrat hat aufgrund von entsprechenden Forderungen aus 
dem Parlament eine Gesetzesänderungsvorlage in die Vernehmlas-
sung gegeben, welche zwei Fragen im Zusammenhang mit dem Ab-
schluss von völkerrechtlichen Verträgen betreffen: Es geht erstens 
darum, welche völkerrechtlichen Verträge der Bundesrat ohne Zustim-
mung des Parlaments selbstständig abschliessen darf. Die zweite Än-
derung betrifft die Frage, welches Gewicht die bereits heute vorgese-
hene Konsultation der zuständigen Kommissionen haben soll, wenn es 
um die vorläufige Anwendung von völkerrechtlichen Verträgen geht. 
Der Bundesrat schlägt mit dem vorgelegten Gesetzesentwurf einerseits 
vor, die Voraussetzungen, unter denen er völkerrechtliche Verträge 
selbstständig abschliessen kann, präziser zu umschreiben, und ande-
rerseits soll der Bundesrat auf die vorläufige Anwendung von völker-
rechtlichen Verträgen künftig verzichten, wenn eine Zweidrittelmehrheit 
der zuständigen Kommission dies verlangt. Gegen diese Neuerungen 
hat der Kanton Basel-Stadt nichts einzuwenden.  

 

                                                                                           


